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Text 

Dolmetscher und Übersetzer 

§ 38a. (1) Ist ein Beschuldigter der deutschen Sprache nicht hinreichend kundig, gehörlos oder 
hochgradig hör- oder sprachbehindert, hat er das Recht auf Beiziehung eines Dolmetschers. Dies gilt 
insbesondere für Beweisaufnahmen, an denen der Beschuldigte teilnimmt, für Verhandlungen und auf 
Verlangen auch für den Kontakt des Beschuldigten mit seinem Verteidiger, sofern dies in unmittelbarem 
Zusammenhang mit einer Verhandlung oder sonstigen Amtshandlung, an der der Beschuldigte teilnimmt, 
steht und im Interesse einer zweckentsprechenden Verteidigung erforderlich ist. 

(2) Können Dolmetschleistungen für die Sprache, die für den Beschuldigten verständlich ist, nicht 
binnen angemessener Zeit zur Verfügung gestellt werden und ist das persönliche Erscheinen des 
Dolmetschers für die Gewährleistung eines fairen Verfahrens nicht erforderlich, kann die 
Dolmetschleistung nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten des Verwaltungsgerichtes unter 
Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung erbracht werden. 

(3) Soweit dies zur Wahrung der Verteidigungsrechte und eines fairen Verfahrens erforderlich ist, 
hat ein der deutschen Sprache nicht hinreichend kundiger Beschuldigter das Recht auf schriftliche 
Übersetzung der wesentlichen Aktenstücke innerhalb einer angemessenen Frist. Als wesentlich gelten 
insbesondere die zur Beschwerde erstatteten Äußerungen, die schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses 
und eine gegen das Erkenntnis von einer anderen Partei als dem Beschuldigten erhobene Revision. Auf 
Antrag des Beschuldigten sind ihm weitere konkret zu bezeichnende Aktenstücke schriftlich zu 
übersetzen, soweit die Erforderlichkeit einer Übersetzung hinreichend begründet wird oder offenkundig 
ist. Die schriftliche Übersetzung kann durch auszugsweise Darstellung des wesentlichen Inhalts, durch 
mündliche Übersetzung oder, wenn der Beschuldigte durch einen Verteidiger vertreten ist, durch 
mündliche Zusammenfassung ersetzt werden, sofern dies einem fairen Verfahren nicht entgegensteht. 

(4) Über sein Recht auf Beiziehung eines Dolmetschers und Übersetzers ist der Beschuldigte in einer 
für ihn verständlichen Sprache zu belehren. Der Umstand der Belehrung ist schriftlich festzuhalten. 
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(5) Ein Verzicht des Beschuldigten auf schriftliche Übersetzung ist nur zulässig, wenn er zuvor über 
sein Recht und die Folgen des Verzichts in einer für ihn verständlichen Sprache belehrt wurde. Belehrung 
und Verzicht sind schriftlich festzuhalten. 

(6) Die Entscheidung über die Beiziehung eines Dolmetschers und Übersetzers erfolgt durch 
verfahrensleitenden Beschluss. 
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